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	Beschreibung und Ergebnis
	


	
	Beschreibung
	Fragen/Antworten
Bemerkungen/ 
Zuständigkeiten

	TOP 1
	Begrüßung und Vorstellung

Begrüßung aller Teilnehmer (die Teilnehmerliste ist aus Datenschutzgründen nicht in der Anlage). Wie im 2. PAG angekündigt, hat Herr Dr. Köhler Anfang August die (soweit schon vorhandene) Integrierten Maßnahmenplanungen für die Planungsabschnitte auf der Internetplattform 

http://www.wasserblick.net/servlet/is/88025/ 

zum Down​​load verfügbar gemacht. Ebenfalls dort abrufbar war das Protokoll des 2. PAG, zu dem es auf Nachfrage von Dr. Köhler keine Einwände von Seiten der PAG-Teilnehmer gab. 

Dr. Köhler wies darauf hin, dass die beiden GEKs am 15.11.2011 laut Vertrag fertig sein werden. In den Monaten Sep​tember und Oktober besteht also noch die Chance für die PAG-Mitglieder, Verbesserungen für die Maßnahmenplanungen bzw. den Endbericht von Rhin 1 und 2 vorzuschlagen (genauer Zeitplan siehe Top 4). Die eigentliche Umsetzung der Vielzahl der sich aus den GEKs ableitenden Maßnahmen kann erst 2013 beginnen, da der Auswahlprozeß für die Maßnahmenumsetzung für das Jahr 2012 Ende September bereits abgeschlossen sein wird.  Dr. Köhler versucht einzelne Massnahmen noch in den in die Maßnahmenliste 2012 zu bekommen.
Gemäß Tagesordnung wurden die folgenden 3 Vorträge gehalten:
2.1:
Dr. Sieker (IPS): 

Hydrologisch-hydraulische Rahmenbedingungen im GEK-Gebiet

2.2:
Herr Christmann (Lp+b) und Frau Stengert (ube): 


Die integrierte Maßnahmenplanung unter spezieller Berücksichtigung des Strahlwirkungsprinzips 
2.3:
Herr Halle:


Ergebnisse der Bereisung der Bundeswasserstraßen (Rheins​​​berger und Zechliner Gewässer) am 19.08.11 bei der es um die Findung einvernehmlicher Lösungen zwischen ökologischer Entwicklung der Bundeswasserstraßen und Anforderungen der Schifffahrt ging.
	

	TOP 
2.1

	Integrierte Maßnahmenplanung GEKs Rhin 1 und 2

Herr Dr. Sieker (IPS) stellt die hydrologische Situation des GEK Rhin 1 und 2 mit den s.g. „Rhinspeichern“ vor. Im Gebiet gibt es 4 Staugebiete mit 14 Mio. m³ Gesamtspeichervolumen und einer Staulamelle von ca. 45 cm. Zweck ist, Wasser in den Sommermonaten für die Landwirtschaft und den Naturschutz im Rhinluch (GEK Rhin 3), das unterhalb des GEK Rhin 1 und 2 liegt, bereitzustellen, sowie den Hochwasserschutz zu gewährleisten. Zudem ermöglicht der Einstau die Schifffahrt innerhalb des GEK Rhin 1 und 2. 
Diese Stauhaltung bewirkt jedoch auf Seiten der Gewässerökologie und Gewässerentwicklung Defizite hinsichtlich Abfluss und Fließgeschwindigkeiten. Durch die Bauwerke wird zudem die Durchgängigkeit für die Gewässerorganismen unterbrochen. Da diese Nutzungen jedoch nicht ohne gravierende Folgen für das unterhalb gelegene Gebiet aufgegeben werden können, sind etliche der Gewässer als HMWB (stark veränderte Gewässer) eingestuft und müssen damit nur das geringere „Gute Ökologische Potenzial“ gemäß WRRL erreichen. 
Die Fließgeschwindigkeiten sind jedoch auch in den nicht direkt in die Speicherbewirtschaftung eingebundenen Nebenläufen defizitär. Als Ursache können hier der Rückstau durch Bauwerke, der für den vorhandenen Abfluss zu breite und begradigte Ausbau der Gewässer und die regelmäßige Sohlräumung im Rahmen der Gewässerunterhaltung (GU) genannt werden. Diese Defizite können jedoch nicht immer flächenscharf von den Einflüssen der Speicherbewirtschaftung abgegrenzt werden. 
Hydraulische Effekte des Gewässerausbaus sind:
· Fließgeschwindigkeit und Abflussleistung werden erhöht, das Wasser fließt schneller ab
· lokal wird Hochwasserabfluss „verbessert“, führt aber zu einer erhöhten Belastung für die Unterlieger
· starke Entwässerung auch bei Niedrigwasser führt zur „Austrocknung“ von Auen und Landschaft
· verstärkte Erosion durch erhöhte Fließgeschwindigkeit führt zu Ablagerungen im Unterlauf
Auch aus wasserwirtschaftlicher Sicht gibt es daher gute Gründe für eine Renaturierung der Gewässer!
Die Ergebnisse der Defizitanalyse sind daher für jeden Planungsabschnitt einzeln betrachtet worden und gemäß der vom Land BB vorgegebenen Maßnahmendatenbank in Lösungsvorschläge durch Einzelmaßnahmen umgesetzt worden. Die abschließende Feinabstimmung der Einzelmaßnahmen erfolgte in einem integrierten Ansatz mit allen beteiligten Planungsbüros (siehe TOP 2.2).
Diskussion 
Herr Klemt (LKOHV FD LW) merkt an, dass die Stauanlagen nicht einfach rückgebaut werden können, da sie eine wichtige Aufgabe bei der Regulierung des Wasserhaushalts im Gebiet übernehmen - mal wäre zuviel Wasser da, mal zu wenig. 
Dr. Sieker entgegnet, dass aus den oben aufgeführten Gründen hydrauliche Systeme nicht geeignet sind, diese Probleme eines zu geringen Speichers zu lösen. Wichtig ist es, den Boden als guten Speicher mit einzubeziehen. 
Herr Geissler merkt an, dass die ehemaligen Rhinspeicher Giesenschlagsee und Rochowsee im Norden des GEK Rhin als ehem. Speicher nicht mehr bewirtschaftet werden können, da die Bauwerke nicht mehr funktionsfähig sind. Das Gebiet wird demnach nicht mehr als Speicher zur Verfügung stehen.
	

	TOP 

2.2


	Herr Christmann (lp+b) stellt die integrierte Maßnahmenplanung vor, deren Ergebnisse dem PAG im einzelnen zur Vorbereitung auf den 3. PAG-Termin unter:

http://www.wasserblick.net/servlet/is/115900/  
zum Download zur Verfügung gestellt wurde. Basis sind die in dem Projekt erarbeiteten hydrologischen und morphologischen Defizite, sowie Daten welche die Flächenverfügbarkeiten und die planerischen Randbedingungen im Gebiet (Denkmalschutz, Altlasten, Erholungsnutzung, Natura 2000, Moorschutz sowie Projekte Dritter) wiedergeben. Diese Restriktionen und Anforderungen werden effektiv und kostensparend in einem integrierten Ansatz umgesetzt. Viele der Maßnahmen (MN) werden so eingesetzt, dass Folgewirkungen und Synergieeffekte genutzt und kontraproduktive Einflüsse vermieden werden. Durch die Wahl weniger multifunktioneller MN werden Kosteneffizienz und hohe Nachhaltigkeit der Wirkungen erreicht. Neben den Zielvorgaben der WRRL können so auch Bodenschutz, Klimaschutzanforderungen, positive Effekte für Natura 2000 etc. mit berücksichtigt werden.

Die MN werden fünf Kategorien zugeordnet, die beispielhaft vorgestellt werden. Die fünfte Kategorie der Wasserstraßen wurde aufgrund des Bereisungstermins der Bundeswasserstraßen noch zurückgestellt. Näheres dazu siehe TOP 2.3.

Seit dem 2. PAG-Termin wurde die integrierte Maßnahmenplanung noch einmal komplett im Hinblick auf die Raumverteilung der Maßnahmen vor dem Hintergrund der gegenseitigen Beeinflussung der Gewässerabschnitte überarbeitet. Dazu wurden die Prinzipien des sog. Strahlwirkungsansatzes berücksichtigt, indem an geplante Strahlursprünge deutlich höhere Anforderungen an den Naturnähegrad als an Strahlwege gestellt werden. Eine direkte Auswirkung hat dies u.a. auf die Breite des jeweils geplanten Entwicklungskorridors der einzelnen Gewässerabschnitte.
Frau Stengert (ube) stellt für das Rhingebiet wichtige Grundlagen des in NRW entwickelten Prinzips, Definitionen und Beispielmaßnahmen vor (siehe Vortrag in den Anlagen: „Christ​mann Integrierte Maßnahmenplanung.pdf“). Weitere Informationen können dem Arbeitsblatt 16 entnommen werden, download unter:

http://www.lanuv.nrw.de/veroeffentlichungen/arbeitsblatt/arbla16/arbla16start.htm
Nach der Vorstellung der Beispiele werden Anmerkungen zum Vortrag und der im Vorfeld zur Verfügung gestellten integrierten Maßnahmenplanung diskutiert.

Diskussion 

Das in der MN-Planung aufgeführte NSG „Meseberger Heide“ ist nicht festgesetzt, da die ursprünglichen NSG-Aus​wei​sungs​absichten nicht weiter verfolgt worden sind.
Herr Brose von der Stadtverwaltung Neuruppin verweist auf die veränderte Laufführung des Klappgrabens im Stadtgebiet Neuruppin und im oberhalb liegenden Planungsabschnitt  Kl_02. 

Diese Laufänderungen sind dem Planungsteam bekannt, können jedoch aufgrund des vom Land zur Verfügung gestellten Gewässernetzes aktuell nicht anders dargestellt werden. Eine Meldung an das Land BB erfolgte bereits. Fragen zu dem historischen Rahmen des Konzeptes bezüglich des Gewässereinzugsgebietes beantwortet Dr. Köhler. Es wird der Ist-Zustand betrachtet und hieraus der pot. nat. Zustand des Gewässers abgeleitet.

Dr. Köhler fragt nach der Priorisierung der Maßnahmen. Die Prio​risierung ist der Spalte „Umsetzungspriorität“ in den Beispielabschnitten des Vortrags (siehe Anlagen) sowie der „XL-Version“ (siehe Wasserblick wie oben unter Top 1: integrierte Maßnahmenplanung für die Planungsabschnitte) zu entnehmen. Auch in Bezug auf die zeitliche Abfolge der Maßnahmenunsetzung wird der GEK-Bericht Aussagen treffen.

Die genehmigungsrechliche Prüfung, die z.T. für die MN notwendig sein kann, hat möglicherweise noch Einfluss auf die Umsetzungsprioritäten und kann demnach diese noch ändern. Maßnahmen im Rahmen der Gewässerunerhaltung (GU) sind demhingegen einfacher und frühzeitiger umzusetzen, als solche Maßnahmen, die im Sinne eines Gewässerausbaus nach WHG planfeststellungspflichtig sind. 

Herr Geissler merkt an, dass das Wasserrecht heute unter Gewässerunterhaltung nicht nur die mehr oder weniger regelmäßig durchzuführenden Pflegemaßnahmen zur Sicherung der Vorflut und zur Nutzungsoptimierung, sondern auch Maßnahmen zur Entwicklung der Gewässer versteht. Diesem ökologisch ergänztem Rechtsbegriff von Gewässerunterhaltung widerspricht daher die Maßnahmenbezeichnung in der Maßnahmen-Datenbank des Landes BB  „Gewässerunterhaltung reduzieren“. Die Maßnahme sollte daher konsequenter Weise umbenannt werden, z.B. „Gewässerunterhaltung modifizieren  im Sinne der typspezifischen Entwicklung“. Bei MN ohne genehmigunsrechtliches Verfahren kann zudem ggfs. von Anliegern der „Rückbau“ zum jetzigen Ist-Zustand gefordert werden. Dr. Köhler verweist auf die DWA-Tagung „Neue Wege der Gewässerunterhaltung“.
Herr Halle weist darauf hin, dass im Rahmen des GEK nicht festgelegt wird, welche Maßnahmen/Maßnahmen​kombi​natio​nen im Rahmen der Gewässerunterhaltung durchgeführt werden können und welche ein förmliches genehmigungspflichtiges Ausbauverfahren erfordern.
Herr Geissler fragt, ob für den Gewässerentwicklungskorridor  Flächenerwerb notwendig sei. Herr Christmann merkt an, dass der Erwerb im Zielkorridor angestrebt ist und restriktive Eigentumsverhältnisse zunächst kein Ausschlusskriterium für die Planung darstellen, sondern eher ein hohes Konfliktpotenzial bedingen.

Intensiv wurden auch die Schwierigkeiten bei den BVVG-Flächen diskutiert. Der Kauf von Tauschflächen wird aktuell für WRRL-Maßnahmen nicht finanziert. Die BVVG verkauft aus rein wirtschaftlichen Gründen jedoch oft nur in „Paketen“, um so höhere Preise erzielen zu können. Herr Thorman verweist auf die Möglichkeit der direkten Flächenanfrage nach „zurückgestellten“ Flächen. Diese liegen oft in den Niederungen, die Preise sind häufig jedoch überhöht.

Frau Oldorff fragt, ob es einen Abgleich zwischen der GEK-Maßnahmenplanung und den Ergebnissen des parallel vom LUGV bearbeiteten Stoff-Projektes zur stofflichen Belastung gibt und nennt einen stofflich belasteteten nicht-namentlich kon​kretisierten Graben im GEK Rhin 1. Dr. Köhler erläutert die Möglichkeiten und Grenzen eines derartigen Abgleichs (u.a. Synergien von hydromorphologischen Maßnahmen, die auch die Auswirkungen stofflicher Belastungen mindern können)  und erwähnt Strömungsmessungen, die im Rahmen dieses Stoff-Projektes durchgeführt worden sein sollen. Dr. Köhler wird mit den LUGV-Veranwortlichen für das Landeskonzept Stoffe eine entsprechende Abstimmung vornehmen. 

Dr. Köhler wird darauf hin dem GEK-Bearbeiterteam ggf. noch Hinweise aus dem Stoffprojekt liefern, die im Sinne von Querverweisen zur Untermauerung der Wichtigkeit der Maßnahmenplanung dienen können. 
Der Bericht soll bis Mitte Oktober in einer Entwurfsfassung den PAG Teilnehmern zum Download zur Verfügung gestellt werden, um dann noch einmal ggf. Verbesserungen in den Bericht einbringen zu können . Die Laufzeit Projektes ist bis Mitte November 2011.

Einwände und Bemerkungen zur eigentlichen Maßnahmen-Planung sind bis zum 16.09. an Dr. Köhler zu schicken, der sie an das Projektteam weiterleiten wird.
	LUGV BB
Planungsteam

PAG Teilnehmer



	TOP 2.3
	Herr Halle beschreibt die Ergebnisse des Bereisungstermins vom 19.08., an dem das WSA Eberswalde, Dr. Köhler (LUGV), Vertreter von der UWB, UNB, und dem Wasser- und Bodenverband sowie Herr Buchta vom NABU und Herr Halle (ube) teilgenommen haben. 

Als Möglichkeit, allen Ansprüchen und Zielen gerecht zu werden wird eine „modifizierte Pfahlpaket-Lösung“ betrachtet. Hier​bei werden geschützte Flachwasserzonen hinter einer dichten und unterschiedlich weit untergetauchten Pfahlreihe (bezogen auf Normalstau) entwickelt bzw. abgegraben. 
Die genauen Ziele und Ergebnisse können in Kürze dem 
Pro​tokoll der Bereisung entnommen werden. Dies kann laut Herrn Schendel nach Fertigstellung bereitgestellt werden. Die darin beschriebenen Lösungsansätze fließen in die Planung der Wasserstrassen-Abschnitte (siehe PAG 2, und TOP 2.2 dieses Protokolls) ein.

Diese Planungsabschnitte werden zur Abstimmung vom Projektteam schnellstmöglich aufbereitet, so dass die PAG Teilnehmer die Möglichkeit haben, auch zu den Abschnitten an Bundes- und Landeswasserstrassen bis 16.9.2011 ihre Anmerkungen vorzubringen.

Die Planung für die Wasserstraßenabschnitte finden Sie unter:

http://www.wasserblick.net/Authors/?target=88025&stat=no 
im Verzeichnis: Abschluss Massnahmenplanung und Erarbeitung des Endberichts/Integrierte Maßnahmenplanung für die Wasserstraßen.

Diskussion 

Dr. Köhler merkt an, dass aufgrund der bestehenden Bundeswasserstraßen sowie des bestehenden Stauregimes der gute ökologische Zustand nach WRRL nicht erreichbar ist und es vor allem darum gehen wird, das gute ökologische Potential für die kanalartigen Abschnitte der Bundeswasserstraßen („seeausflussgeprägte Fließgewässer“) zu erreichen, die als ganzes HMWB – Gewässer, aber auch künstliche Gewässer darstellen. Solange diese Abschnitte der Schifffahrt dienen und das Stauregime bestehen bleibt, bleiben auch diese Defizite bezüglich der Zielerreichung bestehen.
Für den Dollgowkanal (Planungsabschnitt MK_01) ist eine Entwidmung als Wasserstraße zu empfehlen, um einerseits die dahinter liegenden Gewässer vom Motorbootverkehr zu befreien und lediglich für den muskelbetriebenen Wassersport entwickeln zu können und andererseits den Dollgowkanal als see​aus​flußgeprägtes Gewässer gemäß WRRL zielkonform zum guten ökologischen Zustand entwickeln zu können.
In der nachfolgenden Diskussion werden von den PAG-Teil​neh​mern umfangreiche Anmerkungen und Vorschläge eingebracht, hier die maßgeblichen Positionen:

Herr Lücking (BUND) weist auf die Berliner Gewässer hin, wo deutlich werde, wie vielfältig die Schäden sind, die durch die touristische Nutzung der Gewässer bzw. durch Motorbootsfahrer angerichtet werden (Schädigung der Ufer, Schadstoffbelastung des Wasser, Störung der Fauna, etc.), und verweist auf eine kürzliche Stellungnahme des Umweltverbands zu ökologischen Auswirkungen von Motorbooten. Durch die Lärmbelastungen werden auch andere Nutzer wie die Betreiber des muskelbetriebenen Wassersports, Anwohner, etc. gestört. Die maximal zulässigen Geschwindigkeiten seien für die Gewässer zu hoch ausgelegt, seegängige Boote seien ebenfalls erlaubt und die Aufsicht an den Gewässern mangelhaft. Die moderne Telekommunikation würde Regulationsmöglichkeiten wie z.B. den Einbahnstraßenverkehr erlauben, die aber nicht ausgeschöpft würden. Letztendlich fehle aber eine klare Zielvorgabe seitens der Landesebenen (Brandenburg und Mecklenburg-Vor​pom​mern).

Herr Schendel wirft ein, dass aktuell die „großen Schiffe“, prinzipiell bereits zugelassene Boote, noch nicht im Gebiet fahren; dies sei erst nach Fertigstellung des geplanten Brückenausbaus (u.a. Brücke bei Schleuse Wolfsbruch) möglich. Aktuell wird die Gewässerunterhaltung in den Bundeswasserstraßen lediglich auf den Kanalstecken durchgeführt, die Seen sind hier außen vor. Er macht deutlich, dass die von Herrn Lücking genannten Schäden in den Berliner Gewässern meist eben innerhalb von Seen zu finden seien und hier trotz Schutzeinrichtungen an den Schilfzonen entstehen (laut Herrn Lücking aufgrund von Nährstoffbelastungen) und wendet ein, dass die geplante „modifizierte Pfahlpaketlösung“ nicht in dichte Schilfzonen eingebracht wird, sondern nur direkt am Ufer. Bezüglich des angestrebten n-Wertes (Verhältnis der benetzten Gewässerquerschnittsfläche zur Summe der untergetauchten Bootsquerschnittsflächen zweier Boote bei Begegnungsverkehr, sowie beim Einbahnstraßenverkehr) ist die Berechnung noch einmal nachzulesen (siehe Anlage). Bezüglich der Regulationsmöglichkeiten sieht Herr Schendel die Option, die bestehende Meldepflicht der Fahrgastschiffe auf die „großen Jachten“ zu übertragen.

Im Berichtsteil des GEK Rhin 1 und 2 wird es eine Gegenüberstellung der verschiedenen Optionen geben.


	Herr Schendel (WSA)

PAG Teilnehmer



	TOP 3
	Ergebnisse der Seeenstrukturgüteerfassung und Maßnahmenvorschläge, Ausblick „Seeuferpläne“
Dr. Ostendorp stellt die Ergebnisse inkl. des erweiterten MN-Katalogs für die Seen im GEK-Gebiet vor. Die MN-Typen werden mit den objektscharfen Hintergrundinfos in Form einer DB zur Verfügung gestellt. Es wird sich um viele Hundert Einzelmaßnahmen handeln, die (i) zumeist vergleichsweise kleinräumig sind, denen (ii) in vielen Fällen erheblich Umsetzungswiderstände technischer und nutzungs-/eigentumsrechtlicher Art entgegenstehen dürften und die (iii) einzeln betrachtet in ihrer ökologischen (positiven) Wirkung begrenzt sind. Es sei daher besonders wichtig, durch raumplanerische Maßnahmen den bisherigen „Wildwuchs“ zu stoppen und frühzeitig die künftige Entwicklung durch entsprechende überörtliche Vorgaben zu steuern. 

Hierzu kämen u. a. „Seeuferpläne“ als rechtlich verbindliche Teil​regionalpläne in Frage. Als Beispiel stellt er die „Bodenseeufer​pläne“ vor, die dort von den zuständigen Regionalverbänden in 1984 verabschiedet wurden. Probleme liegen im GEK Rhin 1 u. 2 vor allem im Bereich der Genehmigungen und des Vollzugs (Steganlagen bis hin zu Industrieanlagen) im Uferbereich und deren rechtlichen Rahmenbedingungen. 
Diskussion 

In der folgenden Diskussion werden von den Behördenvertretern verschiedener Fachbereiche die mangelnden rechtlichen Hand​lungsmöglichkeiten bestätigt. Vor allem wird die rechtliche Bindung bemängelt. Fachpläne sind zwar vorhanden, die Verknüpfung der verschiedenen Fachbereiche lassen jedoch oft aus personeller/finanzieller Situation heraus zu wünschen übrig.
Herr Lücking gibt als Positivbeispiel an, dass die Kollegen in Spandau Steganlagen zusammengefasst und die Genehmigungen überprüft haben, um das unkontrollierte Wachstum von Steganlagen einzudämmen.

Dr. Ostendorp merkt an, dass die Standort-Konkurrenz der Kommunen um Tourismus- und Freizeit-Infrastruktur letzendlich durch Vorgaben seitens der Landesregierung im Sinne einer Aufgabenstellung an die Kommunen bzw. die Regionalen Planungsgemeinschaften (RPG’s) ausgeglichen werden sollte. Auch die Seeuferpläne für den Bodensee seien durch den Druck der Landesregierung zustandegekommen
Dr. Köhler spricht sich dafür aus, den weiteren Steg- und Uferverbau einzudämmen und schließt auch Balkensperren für die Uferlinie nicht aus. Letzendlich müssen die politischen Rahmenbedingungen beachtet werden, entschieden werden muss dies auf höherer Ebene. 
	


	TOP 4
	Herr Köhler fasst den Zeitplan zum Abschluß der GEKs Rhin 1 und 2 zusammen:

· Die integrierte MN-Planung zu den Wasserstrassen wird aktualisiert und auf dem Wasserblick den PAG-Mit​glie​dern zur Verfügung gestellt.
· bis zum 16.09 können Einwände/Anmerkungen an Dr. Köhler gesendet werden, er gibt diese dann an das Planungsteam weiter.
· Einarbeitung in die Berichtstexte bis zum 15. Oktober

· Die Texte werden dann ab Mitte Oktober im Wasserblick zur Verfügung gestellt

           http://www.wasserblick.net/servlet/is/88025/ 

· Ende des Projektes ist Mitte November

Finanzierung der Maßnahmen

Zur Umsetzung der WRRL-relevanten Maßnahmen gibt es eine „Verwaltungsvorschrift“ die eine 100%ige Förderung der Maßnahmen beinhaltet. Umgesetzt werden die Maßnahmen durch die Gewässerunterhaltungsverbände über die Unterhaltungsverbändezuständigkeitsverordnung (UVZV 2).
Andere Gewässer - ohne WRRL-Belang, aber mit hohem Sanierungsbedarf - können aus der „Sanierungs-Richtlinie“ mit bis zu 90 % gefördert werden. Als Beispiel nennt Dr. Köhler den Mündesee bei Angermünde, der aufgrund einer PAK-Belastung (Polycyclische aromatische Kohlenwasserstoffe) saniert werden muss.
	

	
	
	


Potsdam, den 13.09.2011
Dr. Ralf Köhler 

(Protokoll auf Basis des Entwurfs von Frau Stengert (ube) und der Zuarbeit des Planungsteams
















